
Neue Justiz 6/79 245

ist — gleich ob er zu jenen bislang nicht zur Verantwortung 
gezogenen Schuldigen der Kindermorde von Lublin-Majda­
nek, Auschwitz, Buchenwald oder Hamburg zählt, ob er 
an den Massakern von Lddice, Babi Jar oder Oradour teil­
nahm, oder ob ihm etwa eines jener Verbrechen zur Last 
zu legen ist, von denen wir bislang noch keinen Zeugen 
und kein Zeugnis besitzen — solange dürfen wir nicht 
ruhen. Das gebietet uns die Verpflichtung gegenüber den­
jenigen, die diesen Verbrechen einst zum Opfer fielen. 
Das gebietet uns zugleich der Charakter jener Kriminalität.

Die vom deutschen Faschismus staatlich gelenkten Orga­
nisationsverbrechen griffen nicht nur schlechthin Leben 
und Gesundheit einzelner an, sondern waren gegen die 
Existenz ganzer Völker und gegen die Zivilisation über­
haupt gerichtet. Daher ist das Recht, auf dessen Grundlage 
die Tatbeteiligten der Naziverbrechen zur Verantwortung 
zu ziehen sind, von einer ganz anderen Qualität als jene 
Normen, nach denen die Staaten z. B. Eigentums- oder 
Sexualdelikte verfolgen. Die zeitlich und territorial unbe­
grenzte Verfolgung jener Kriminalität ist demnach nicht 
eine rein innere Angelegenheit der Staaten, sondern ein 
jede Staatsgewalt bindendes Gebot des Völkerrechts. Die 
gerechte Ahndung der Verbrechen des Völkermordes er­
fordert nicht nur deren unbefristete, sondern auch deren 
völkerrechtsgemäße Verfolgung, mithin deren Subsumtion 
als völkerrechtliche Delikte. Nur auf diese Weise kann eine 
gerechte Bestrafung derjenigen erreicht werden, die sich 
bislang, ihrer Verantwortung entziehen konnten, weil sie 
von der Gleichsetzung ihrer Verbrechen mit innerstaatlich 
zu verfolgender Kriminalität profitierten.

Groß ist unsere Verpflichtung, auch außerhalb der Ge­
richtssäle und Amtsstuben einen Beitrag zu leisten, um der 
Wiederholung künftiger gleichartiger Verbrechen zu weh­
ren, denn wir sollten uns alle des Auftrags bewußt sein, den 
Kampf und das Leid der Jugend von damals der heutigen 
jungen Generation zu vermitteln.

In der DDR werden seit langem die jungen Menschen 
in vielfältiger Weise mit den Verbrechen des deutschen 
Faschismus vertraut gemacht. Oft stehen diese Jungen und 
Mädchen dem Geschehen von damals fassungslos gegen­
über. Wiederholt bin ich bei Begegnungen in der Nationalen 
Mahn- und Gedenkstätte Sachsenhausen gefragt worden: 
Wie konnten Menschen dieser unvorstellbaren Verbrechen 
fähig werden? Wurden die SS-Mörder schon abartig oder 
als Sadist geboren? Trugen die Palitzsch, Sommer und 
Sorge — um nur drei von ihnen aus berüchtigten Konzen­
trationslagern zu nennen — überhaupt menschliche Züge?

So sehr diese Fragen im Subjektiven verharren, sie 
führen zu interessanten und fruchtbaren Diskussionen über 
die Wurzeln des Faschismus und seiner Verbrechen. In 
diesen Diskussionen verfolgen unsere Jugendlichen den 
Lebensweg jenes Rudolf Höß vom gedungenen Fememör­
der der Reaktion der Weimarer Republik zum Komman­
danten des Konzentrationslagers in Auschwitz. Sie hören 
von jenem Sachsenhausener Rapportführer, der — über 
seine Teilnahme am mehrtausendfachen Mord vernom­
men — erklärte, diese Verbrechen seien das nahezu selbst­
verständliche Produkt seiner faschistischen Erziehung. Und 
die junge Generation von heute bezieht schließlich Stel­
lung zu jenem SD-Angehörigen der Kleinen Festung in 
Terezin, der vor Jahren vor einem unserer Gerichte seinen 
Eifer beim Morden damit zu rechtfertigen suchte, er habe 
andernfalls seine Versetzung an die Front befürchtet. Zu­
gleich verfolgt diese Jugend den Weg jener Initiatoren der 
Nazi verbrechen, die — oft ausgebildet und erzogen in den 
Gymnasien und Universitäten der Republik von Weimar — 
zwar in den Jahren der braunen Diktatur fern von Krema­
torien und Erschießungsgruben waren, tatsächlich aber die 
dort verübten Straftaten aus den Schaltzentralen des 
faschistischen Partei- und Staatsapparates oder aus den 
Aufsichtsrats- und Direktorenetagen der aus der Sklaven­
arbeit der Häftlinge unermeßlichen Profit erzielenden Kon­
zerne dirigierten.

Erklärung des Zentralvorstandes der VdJ der DDR 
zum Majdanek-Prozeß
Das am 19. April 1979 ausgesprochene Urteil des Schwur­
gerichts Düsseldorf, mit dem vier Massenmörder freige­
sprochen wurden, die im faschistischen Vernichtungslager 
Majdanek an der systematischen, grausamen Vernichtung 
von nahezu einer Viertelmillion Menschen beteiligt waren 
und für deren Untaten klare Beweise erbracht waren, ist 
eine Herausforderung aller anständigen Menschen. Dieser 
Freispruch Ist ein weiterer entlarvender Beweis für den 
Schutz, den die BRD-Justiz den Kriegs- und Naziverbrechern 
seit eh und je angedeihen läßt. Welche juristischen Win­
kelzüge zur Rechtfertigung dieser skandalösen Praxis auch 
vorgebracht werden, der Freispruch faschistischer Massen­
mörder Ist eine Verhöhnung der Millionen Opfer des Hitler­
faschismus und eine Ermunterung der alten und neuen 
Nazis in der BRD. Mit Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit hat 
dieses Schandurteil nichts zu tun.

Die breite Öffentlichkeit hat mit Abscheu ihre Stimme 
gegen diese skandalöse Gerichtsentscheidung erhoben, ihre 
demokratischen Aktionen gegen Neonazismus, Revanchis­
mus und gegen die Verherrlichung faschistischer Verbre­
chen vervielfacht und diesen jüngsten Fall der Begünsti­
gung von Naziverbrechern verurteilt. An der Seite aller de­
mokratisch gesinnten Kräfte, Im Namen der Juristen unse­
res sozialistischen Staates, protestiert die Vereinigung der 
Juristen der DDR gegen die schändlichen Freisprüche von 
Düsseldorf..

Dieses der Gerechtigkeit hohnsprechende Urteil ist 
nicht etwa ein einmaliger Fehlgriff eines Gerichts der BRD, 
sondern Bestandteil einer Rechtsprechung, die das inter­
nationale Recht mißachtet und mit pseudojuristischen Be­
gründungen faschistische Massenmörder begünstigt

Zum Schutz der Würde und des Lebens der Menschen 
und dem Ziel verpflichtet, den Frieden zu wahren und 
Krieg und Faschismus für immer auszurotten, hat das de­
mokratische Völkerrecht unabdingbare Regeln und Prinzi­
pien zur unverjährbaren Verfolgung und Bestrafung von 
Kriegs- und Naziverbrechern gesetzt, die einzuhalten auch 
der BRD-Justiz obliegt

Die Vereinigung der Juristen der DDR steht solidarisch 
an der Seite aller demokratischen Kräfte, die den Kampf 
gegen die in der BRD drohende Verjährung von Kriegs­
und Naziverbrechen, gegen die Umtriebe des Neonazismus 
und gegen die Verherrlichung des Faschismus führen.

Die Vermittlung der Vielfalt der Wege, auf denen die 
Angeklagten der Nazi- und Kriegsverbrecherprozesse zu 
Aggressoren und Völkermördem wurden, fördert für unsere 
Jugend die Erkenntnis: Die Wurzeln dieser Verbrechen 
sind nicht in Subjektivismen oder Veranlagungen von Indi­
viduen zu suchen. Sie sind vielmehr in jenen gesellschaft­
lichen Verhältnissen begründet, in denen der Faschismus 
seine Heimstatt hat und in denen er die Voraussetzungen 
und die Bereitschaft zur Verübung derartiger Untaten er­
zeugen kann. .

Der Jugend das Wissen um die Wurzeln dieser Krimina­
lität zu vermitteln, sollte Verpflichtung jedes mit der Auf­
klärung solcher Verbrechen Befaßten sein. Wir leisten da­
mit einen Beitrag sowohl zur Überwindung der faschisti­
schen Verbrechen von gestern als auch zur Verhinderung 
ihrer künftigen Wiederholung. Wir leisten damit zugleich 
einen Beitrag, um von den Kindern von heute und mor­
gen jenes Leid femzuhalten, das die Kinder von gestern 
erdulden mußten.


